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Entwurf 12. Verordnung zur Änderung der Abwasserverordnung; 
Anhörung der beteiligten Kreise nach § 23 Absatz 1 i. V. mit Absatz 
2 WHG, Beteiligung der Länder nach § 47 i. V. mit § 62 GGO 
 
Ihr Schreiben vom 27.04.2022, WR I 3 – 21110-1/5 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ich danke für die Übermittlung des Entwurfs der 12. Verordnung zur Än-
derung der Abwasserverordnung im Rahmen der Beteiligung der Länder.  
Ich gebe im Rahmen der Anhörung nach Beteiligung der Vollzugsbehör-
den nachfolgende Stellungnahme ab: 
 
 
Vorbemerkung zu den Anhängen 23 und 27 :  
- In den Anhängen werden im jeweiligen Teil A Abs. 3 Emissionsgrenz-
werte definiert, ohne diese gezielt auf IED-Anlagen zu beschränken (z. B. 
in Abhängigkeit vom Lagervolumen oder der Produktionsleistung). Diese 
Beschränkung erfolgt lediglich bei der Festlegung von Betreiberpflichten 
nach Teil H. Damit geht der Verordnungsgeber erheblich über eine 1:1-
Umsetzung der Anforderungen nach EU-Recht hinaus.  
 
- Den neuen Anhängen unterfallen auch bisher nicht betroffene Nicht-
IED-Anlagen, für die dann gleichermaßen die Anpassungsfrist für vorhan-
dene Anlagen gelten würde. Da das Rechtssetzungsverfahren zur Novel-
lierung noch nicht abgeschlossen ist, hätten diese Anlagen quasi keine 
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Übergangsfrist bis zur Erfüllung der erstmals geltenden Anforderungen. 
Eine angemessene Übergangsfrist ist jedoch erforderlich, die losgelöst 
von der 4-Jahresfrist für IED-Anlagen gelten sollte.  
 
- Es ist grundsätzlich schwierig eine korrekte Zuordnung von Anlagen zu 
den jeweiligen Anwendungsbereichen zu treffen. Es sind keine Zuordnun-
gen der Nummerierungen der Tätigkeiten nach Anhang I der IED zu den 
Nummern im Anhang 1 der 4. BImSchV bekannt. Eine entsprechende Zu-
ordnungsübersicht in der Begründung zur 12. Novelle oder in den Hinter- 
grundpapieren zu den Anhängen 23, 27 und 33 wäre hilfreich.   
 
- Insgesamt ist eine ausführliche Einschätzung hinsichtlich des entstehen-
den (Mehr-) Aufwandes bei Betreiberinnen und Vollzugsbehörden in der 
Kürze nicht möglich. Dieser wird aber vor allem bei Umsetzung der neuen 
Anhänge 23 und 27 (deutliche Verschärfungen bzw. weitergehende An-
forderungen insb. beim Umgang mit Niederschlagswasser, aber auch 
Emissionswertverschärfungen und weitergehende Betreiberpflichten) 
nicht unerheblich sein. 
 
Anhang 23 
Teil A (1): Der Anwendungsbereich von Anhang 23 umfasst auch be-
triebsspezifisch verunreinigtes Niederschlagswasser. Im Fall der Biogas-
anlagen fällt in der Regel ausschließlich Niederschlagswasser an, das 
unterschiedlich stark verschmutzt sein kann.  
 
In der vorhandenen Literatur zu Biogasanlagen und JGS-Anlagen wird in 
der Regel das Niederschlagswasser von bestimmten Flächen als gering, 
mäßig oder stark belastet eingestuft, wobei sich die Zuordnung der Flä-
chen teilweise unterscheidet. Vor diesem Hintergrund wäre es hilfreich, 
wenn im Hintergrundpapier erläutert wird, welche Fraktionen von Nieder-
schlagswasser als betriebsspezifisch verunreinigt anzusehen sind. Nie-
derschlagswasser von Dachflächen oder gereinigten Hofflächen sollten 
im Allgemeinen nicht dazu gehören. 
 
Teil A (1): Die Bereiche, für die der Anhang gilt, werden als Anlagen mit 
Bezug zur 4. BImSchV definiert. Da sich Biogasanlagen sehr häufig auf 
Betriebsgrundstücken zusammen mit anderen JGS-Anlagen des gleichen 
Betreibers befinden, ist unklar, ob das betriebsspezifisch verunreinigte 
Niederschlagswasser von dem gesamten Betriebsgrundstück (in NRW: 
Zaunanlagen gem. ZustVU) oder von der Anlage in engerem Sinne der 4. 
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BImSchV gemeint ist. Auch hier wäre eine Erläuterung im Hintergrundpa-
pier hilfreich. Es wäre sinnvoll, wenn an das Niederschlagswasser mit 
vergleichbarer Belastung, das auf dem gesamten Betriebsgrundstück an-
fällt und gemeinsam eingeleitet wird, die gleichen Anforderungen gestellt 
werden können. 
 
Anhang 27 
Der bisherige Anwendungsbereich wurde erheblich ausgeweitet und be-
trifft u.a. auch die mechanische Abfallbehandlung (Sortier- und Recycling-
anlagen). Zudem fällt auch das in diesen Anlagen anfallende Nieder-
schlagswasser in den Regelungsbereich des Anhang 27. Betriebsspezi-
fisch verunreinigtes Niederschlagswasser fiel bisher nur dann unter den 
Anhang 27, wenn es in Bereichen anfällt, in denen eine Behandlung von 
Abfällen stattfindet. Im aktuellen Entwurf für den neuen Anhang 27 wird 
das ausdrücklich auf Lagerflächen in räumlichem und funktionalem Zu-
sammenhang mit der Behandlungsanlage erweitert. Da Behandlungsan-
lagen häufig überdacht sind, Lagerflächen aber nicht, dürften sehr viele 
Anlagen dadurch erstmalig eine Indirekteinleitergenehmigung benötigen. 
Bei Direkteinleitungen von solchen Flächen sind die Erlaubnisse anzu-
passen. Ich weise vorsorglich darauf hin, dass eine Umsetzung bis zum 
17.08.2022 nicht möglich ist. Durch den geänderten Anhang 27 wird ein 
erheblicher Mehraufwand in der Vollzugsbearbeitung erwartet. 
 
Teil A (1): Es werden keine Tonnagenbegrenzungen zur Definierung des 
Anwendungsbereiches vorgenommen. Somit ist unklar, ob auf alle 
Schrottplätze, Abfallsortier- und Abfallrecyclinganlagen der Anhang 27 
anzuwenden ist oder nur auf die Betriebe, die nach BImSchV genehmigt 
sind (im Anschreiben wird auf § 57 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 WHG verwiesen). 
 
Im Hintergrundpapier sollte weitere Ausführungen zur Präzisierung des 
Anwendungsbereiches z.B. in Bezug auf Lagerflächen oder Schrottplätze 
aufgenommen werden. Ebenfalls soll klargestellt werden, ob Nebenanla-
gen zu einer BImSchG-Anlage auch unter diesen jeweiligen Anwen-
dungsbereich fallen oder tatsächlich nur die BImSchG-Anlage mit ihren 
unmittelbaren Anlagenteilen selbst. 
 
Unter Teil A (1) Nr. 5 könnten sämtliche Lagerungen von gefährlichen 
Abfallen verstanden werden. Hierzu bedarf es einer Konkretisierung ggf. 
über eine Kapazitätsschwelle. 
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Teil A (3) Auf welches Gesetz / Verordnung bezieht sich der angegebene 
Paragraph 1 Absatz 2 Satz 1? 
 
In Teil B (2) ist festgelegt, dass er Anlagenbetreiber bei Anlagen nach Teil 
A Absatz 1 Satz 1 Nummer 2.8 wässrige Abfälle nur annehmen darf, wenn 
die Art der Behandlung nachweislich geeignet ist, die Schadstofffracht 
gezielt zu mindern, soweit dies nicht durch eine nachgeschaltete biologi-
sche Behandlung erreicht wird. Diese Regelung bedarf aus meiner Sicht 
noch einer Erläuterung im Hintergrundpapier. Viele Abfälle enthalten so-
wohl Schadstoffe, die durch die Behandlung vermindert werden können, 
als auch solche, für die das nicht gilt. Ein Beispiel dafür sind Salzfrachten, 
die weder in der CP-Anlage noch in der biologischen Behandlung abge-
baut werden. Lagerstättenwasser enthält z.B. neben Stoffen, wie Benzol 
oder Schwermetalle, die in der CP-Anlage entfernt werden können, große 
Mengen Salz. Auch bei der Neutralisation von Säuren und Laugen blei-
ben große Salzmengen im Abwasser. Ein weiteres Beispiel ist Benzotria-
zol, das vermutlich bei der Behandlung von Schmierstoffemulsionen in 
der wässrigen Phase zurückbleibt und daher in hohen Konzentrationen 
im Abwasser von CP-Anlagen vorkommt. Auch dieser Stoff wird in kom-
munalen Kläranlagen nicht abgebaut. 
 
Teil B (3): Die Umsetzung von Absatz 3 kann für viele Betriebe eine hohe 
wirtschaftliche Belastung durch den vorgegebenen baulichen Aufwand 
(Einhausung, Überdachung, Versiegelung etc.) bedeuten. Bei einer Flä-
chenversiegelung kommt hinzu, dass das anfallende Niederschlagswas-
ser vor Einleitung evtl. behandelt und zurückgehalten werden muss. 
 
Teil H: Klargestellt werden sollte, ob Teil H Absatz 2 Nr. 4 auch Anwen-
dung findet, wenn in den Ziffern 1 – 3 des Absatzes 2 von Teil H für einen 
Anwendungsbereich nach Teil A Satz 1 keine Messanforderungen defi-
niert sind. Gleiches gilt für Teil H Absatz 3. 
 
Anhänge 23 und 27  
Es wird vorgeschlagen, in den Anhängen 23 und 27 Teil D Abs. 2 für die 
Ermittlung des DOC-Eliminationsgrades den Bezug auf Anlage 1 Nr. 408 
in den Anhängen g. F. beizubehalten und nicht auf Nr. 407 umzustellen. 
 
Begründung: Im Entwurf wird in der Begründung auf S. 42 und 47 zwar 
zutreffend ausgeführt, dass durch die Umstellung eine Harmonisierung 
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mit anderen Anhängen und eine stärkere Berücksichtigung der Verhält-
nisse in der aufnehmenden Kläranlage erreicht wird. Eine intensivere Be-
fassung mit der Bewertung von Abbautests im Vollzug hat jedoch zu der 
Erkenntnis geführt, dass die Umstellung den Aufwand erhöhen und den 
Vollzug bei Indirekteinleitungen in kommunale Kläranlagen erschweren 
würde. Dies betrifft folgende Punkte: 
- Im Gegensatz zu Nr. 408 (Testdauer maximal 7 Tage) ist für die Bestim-
mung der Testdauer nach Nr. 407 ein zusätzlicher Versuch mit zusätzli-
cher Probenahme bei der kommunalen Kläranlage erforderlich. Weiterhin 
sind vom Betreiber der Kläranlagen Angaben zur Eliminationsleistung der 
Anlage erforderlich. 
 
- Die Ausführungen in Anlage 1 Nr. 407 sind dabei bezüglich Probenah-
meort (Zulauf Belebungsbecken?) und Bezugspunkt für die Eliminations-
betrachtung (nur Belebungsstufe?) interpretationsbedürftig. 
 
- Die gute Abbaubarkeit von kommunalem Abwasser führt zu kurzen Test-
zeiten (1-2 Tage), die im Test für das industrielle Abwasser eine sehr gute 
Abbaubarkeit ohne vorherige Adaption des Belebtschlamms fordern.  
Dies stellt eine erhebliche und möglicherweise nicht einhaltbare Ver-
schärfung der Anforderungen dar. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
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